
Krise und Wege nach rechts  
Erwin Eckert/Emil Fuchs, Blick in den 
Abgrund. Das Ende der Weimarer Re-
publik im Spiegel zeitgenössischer Be-
richte und Interpretationen, hg. von 
Friedrich-Martin Balzer und Manfred 
Weißbecker. Mit Nachbetrachtungen 
von Georg Fülberth, Reinhard Kühnl, 
Gert Meyer, Kurt Pätzold und Wolf-
gang Ruge, Pahl-Rugenstein Verlag, 
Bonn 2002, 646 S., 32 Euro  

91 „Wochenberichte“ des vom Bund 
der religiösen Sozialisten Deutsch-
lands herausgegebenen „Sonntagsblatt 
des arbeitenden Volkes“ werden im 
vorliegenden Buch in der von Erwin 
Eckert (5. Oktober 1930 bis 19. Au-
gust 1931) und Emil Fuchs (1. No-
vember 1931 bis 4. März 1933) ver-
fassten bzw. redigierten Form publi-
ziert und bilden einschließlich der über 
200 zugehörigen Anmerkungen sei-
nen Hauptteil (S. 59-533). Nach ei-
nem Geleitwort des Enkels von Emil 
Fuchs, Klaus Fuchs-Kittowski, füh-
ren die Herausgeber den Leser mit 
Informationen über den Bund der re-
ligiösen Sozialisten, die Lebenswege 
der beiden evangelischen Pfarrer Er-
win Eckert und Emil Fuchs sowie die 
spezifische Bedeutung der Wochen-
berichte in die Lektüre der Quellen 
ein. Die Nachbetrachtungen von fünf 
Geschichts- und Politikwissenschaft-
lern bilden anregende Diskussions-
beiträge zum Gegenstand. In einem 
Anhang stellt F.-M. Balzer die Aus-
einandersetzungen um Erwin Eckert 
1931/32, sein Ausscheiden aus der 
SPD, dem kirchlichen Dienst und 
dem Bund sowie den Übertritt zur 
KPD dar. Ein Abkürzungsverzeich-
nis, Literaturhinweise, biographische 
Erläuterungen und ein Personen- und 
Ortsregister schließen den Band ab.  

Im Mittelpunkt der Wochenberichte 
stehen soziale und politische Wir-
kungen der Krise in den letzten Jah-
ren der Weimarer Republik. Entlas-
sungen, Lohnkämpfe, Streiks werden 
aus allen Gegenden des Reichs mit-
geteilt; Senkung der Löhne, der Kri-
senunterstützungen, der Renten und 
Pensionen sowie Gehaltskürzungen 
werden gewachsener Produktivität und 
steigenden Dividenden gegenüberge-
stellt. Arbeitsbeschaffungs- und Ar-
beitsdienstpflichtpläne stehen zur Dis-
kussion. Haushaltsdefizite, Währungs-
spekulationen, sinkende Börsenkur-
se, Pleiten und die hektische Ge-
schäftigkeit der Politiker, Unterneh-
mer und Bankiers werden sichtbar. 
Beispielsweise forderten deutschna-
tionale Industrielle auf einer Tagung 
„zur Minderung der Arbeitslosennot: 
1. Weitere Herabsetzung der Löhne 
und Gehälter 2. Neue Kapitalbildung 
3. Sparen der Massen 4. Nationalisti-
sche Außen-, Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik“ (S. 133; Woche vom 21. 
bis 28. April 1931). Eine Woche spä-
ter: „Die Vereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände verlangt ein-
schneidende Reformmaßnahmen der 
Sozialversicherung und der Arbeits-
losenversicherung!“ (S. 137) 

Sprunghaft wachsen lokal, regional 
oder reichsweit die Zahlen der Ar-
beitslosigkeit von Arbeitern, Ange-
stellten, Lehrern und weiteren sozia-
len Gruppen bei gleichzeitigem Wi-
derstand der Arbeitgeber gegen Ar-
beitszeitverkürzungen. Beträchtliche 
Teile der Bauernschaft und des Mit-
telstands verelenden. Im Frühjahr 1932 
ist die Lage der Gemeinden alarmie-
rend: „In einer Kundgebung der kom-
munalen Spitzenverbände wird fest-
gestellt, dass die überwiegende Mehr-
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zahl der Gemeinden in diesem Jahr 
nicht imstande ist, ihren Haushalt aus-
zugleichen. Die Hauptbelastung rührt 
von der anschwellenden Erwerbslo-
sigkeit her.“ (S. 287; Woche vom 20. 
bis 26. März 1932)  

Beim Blick auf innenpolitische Er-
eignise und Tendenzen tritt die be-
drohliche Rechtsverschiebung in den 
Vordergrund. Die Leser der Berichte 
erfahren von den Positionen und Be-
strebungen der Parteien und ihrer Frak-
tionen, der Verbände, Behörden, In-
stitutionen und Presseorgane, darun-
ter Gewerkschaften, Vereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände und 
Reichsverband der deutschen Indust-
rie, Banken, Einzelkonzerne und Bran-
chenverbände, Regierungen und Mi-
nisterien. Brandaktuell werden die all-
täglichen terroristischen Ausschreitun-
gen der Nazis geschildert. „Auch in 
dieser Woche ist fast kein Tag ver-
gangen, an dem nicht Nationalsozia-
listen Schlägereien und Überfälle pro-
vozierten.“ (S. 102; Woche vom 17. 
bis 24. November 1930) Angesichts 
der „Boxheimer Dokumente“ der 
NSDAP mit ihren unverhüllten Mord-
plänen sowie der Symptome des Zu-
rückweichens von Behörden und Jus-
tiz vor dem Terror schrieb Fuchs, die 
Republik sei vor „die letzte Entschei-
dung“ gestellt, ob sie „Hochverrat als 
Hochverrat bestrafen oder ob sie sich 
selbst die Existenzberechtigung ab-
sprechen will, indem sie eine Partei 
schont, die alle Not steuern will ein-
fach durch Mord an ihren Mitbür-
gern.“ Denn das sei der Sinn dieser 
Dokumente. (S. 199; Woche vom 21. 
bis 28. November 1931)  

Entgegen späteren rechtfertigenden 
Darstellungen konnte bereits für Zeit-
genossen kein Zweifel mehr an der 

menschenfeindlichen Natur der fa-
schistischen Bewegung bestehen. Die 
zunehmenden Kungeleien der anderen 
bürgerlichen Parteien mit der NSDAP 
wurden wachsam registriert. Frühzei-
tig erschien als Folgerung aus den 
Analysen die warnende Überschrift 
„Hitlerregierung droht!“ (S. 393, Wo-
che vom 8. bis 14. August 1932)  

Beeindruckend ist die durchgängig 
weltweite Perspektive und damit ein 
Horizont, der den Herausforderungen 
durch Weltwirtschaftskrise, interna-
tionale Spannungsherde, Aufrüstung 
und Kriege Rechnung trägt. Häufig 
erscheinen Unterabschnitte der Be-
richte zu einzelnen Ländern oder Re-
gionen. Auf halbem Weg zwischen 
der genialen Charakteristik im Mani-
fest der Kommunistischen Partei 1848 
und den heutigen Globalisierungsde-
batten werden die über hundertfünf-
zigjährige Kontinuität kapitalistischer 
Expansion sowie ihrer Triebkräfte 
und die Methoden der Krisenbewäl-
tigung in aller Welt mit ihren sozia-
len, ideologisch-politischen und kul-
turellen Begleiterscheinungen sicht-
bar. Auch hier wird die wirtschafts- 
und sozialpolitische Bandbreite in 
den Blick genommen: Von den inter-
nationalen Börsen-, Bank- und Han-
delskreisen, über transnational agie-
rende Konzerne und Vereinigungen 
sowie die autoritären bis terroristi-
schen Antworten der Herrschenden bis 
zu Aktionen der Arbeiterbewegung 
und weiteren sozialen Konflikten. Es 
geht um Weltmarktpreise, Banken-
kräche, Zollerhöhungen, Massenelend. 
Die Schauplätze sozialer Kämpfe in 
den europäischen Ländern sowie in 
Nord- und Südamerika und Asien 
werden einbezogen und an herausra-
genden Ereignissen vorgestellt.  
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Auch international wird an unzähli-
gen Nachrichten der Abbau oder die 
Verweigerung von Demokratie, Rechts 
und Sozialstaatlichkeit sowie der 
Vormarsch der äußersten Rechten be-
legt. Das betraf nicht zuletzt die Dik-
tatur von Mussolini in Italien als Prä-
zedenzfall internationaler Faschisie-
rungsprozesse. Das Scheitern effekti-
ver Abrüstungsschritte wurde ebenso 
mit großer Besorgnis kommentiert wie 
die japanische Intervention in China 
von 1931/32 und Meldungen von dort 
stattfindenden Kriegsverbrechen.  

Nachrichten über den Aufbau in 
Sowjetrussland und über seine wach-
senden Wirtschaftsbeziehungen zu 
Deutschland und anderen kapitalisti-
schen Ländern speisten die Hoffnung, 
dass erstmals weltgeschichtliche Al-
ternativen zur Zwangsläufigkeit kapi-
talistischer Konjunktur-, Krisen- und 
Kriegszyklen Wirklichkeit werden. 
Die eigenständige und kritische Posi-
tion wird sichtbar, wenn von der 
„Hetze gegen das Weihnachtsfest“ 
und antikirchlichen Kampagnen in 
der Sowjetunion oder über den Pro-
zess wegen der „Industriepartei“ und 
ähnliche Vorgänge unverkennbar re-
serviert berichtet wird.  

Insgesamt erscheinen als besondere 
Qualität der Berichte und Wert der 
Neuveröffentlichung: der unbedingte 
Blickwinkel aus der Lage und von 
den elementaren Interessen der Lohn-
abhängigen und aller sozial Schwa-
chen her; die alltägliche Nähe, die 
Schärfe im Beobachten sowie das 
sachkundige Verständnis bei der Aus-
wahl und Präsentation repräsentativer 
Daten und Prozesse einschließlich 
der solidarischen Unterstützung für 
soziale und demokratische Abwehr-
kämpfe; der Umgang mit den Erfah-

rungen und Lehren kapitalistischer 
Wege der Krisenbewältigung sowie 
das Bewusstsein der Gefährdung zu-
vor erreichter sozialer Standards und 
der Demokratie; der parteinehmende 
und humanistische Internationalis-
mus sowie die Zeitzeugen-Qualität 
bezüglich der immer wieder umstrit-
tenen Frage, ob und inwieweit in der 
Schlussphase von Weimar die Fratze 
eines deutschen Faschismus an der 
Macht bereits zu erkennen und in ih-
rer barbarischen Qualität abzusehen 
war!  

Ludwig Elm  

 

Zur Geschichte der KPD in 
der Weimarer Republik 
Elke Reuter/Wladislaw Hedeler/Horst 
Helas/Klaus Kinner (Hg.), Luxemburg 
oder Stalin. Schaltjahr 1928. Die KPD 
am Scheideweg. Eine kommentierte 
Dokumentation, Geschichte des Kom-
munismus und Linkssozialismus (hg. 
von Klaus Kinner), Band 4, Karl Dietz 
Verlag, Berlin 2003, 296 S., 19,90 € 

In dem vierten Band der „Geschichte 
des Kommunismus und Linkssozia-
lismus“ widmet sich das Herausge-
berkollektiv um den Historiker Klaus 
Kinner der ganz spezifischen Frage 
nach den Ursachen der Bolschewi-
sierung der KPD und der bereits im 
1999 erschienenen ersten Band der 
Reihe (Die Weimarer Zeit) aufge-
stellten These vom „Ende des eigen-
ständigen deutschen Parteikommu-
nismus“ 1928/29 (149). Ging es in 
jenem ersten Band der Reihe um eine 
Gesamtdarstellung und eine allgemei-
ne Einschätzung kommunistischer 
Politik in Deutschland vor dem Hin-
tergrund des von Hobsbawm konsta-
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tierten „kurzen zwanzigsten Jahrhun-
derts“, auf dessen Periodisierung Kin-
ner sich selber explizit stützt, so be-
schäftigt sich der vierte Band mit den 
Determinanten einer fatalen Weichen-
stellung der KPD wenige Jahre vor 
dem Ende der Weimarer Republik. 

Ähnlich wie bereits Ossip K. Flecht-
heim in seinem Standardwerk „Die 
KPD in der Weimarer Republik“ ver-
ortet Kinner den Ausgangspunkt für 
die folgenreiche „Linkswendung“ der 
KPD bereits im unmittelbaren Zeit-
raum nach der „Oktoberniederlage der 
KPD“ (Flechtheim) von 1923. Hier 
seien die Grundlagen für die „links-
fundamentalistische Verweigerungs-
politik“ (42) gelegt worden, die die 
KPD als politische Kraft in der 
Weimarer Republik – insbesondere 
in ihrer Phase kapitalistischer Stabi-
lisierung (1924-1928) paralysierte. 
Besondere Bedeutung messen die 
Verfasser allerdings dem konstituti-
ven Selbstverständnis des deutschen 
Parteikommunismus bei. 

Dieses Selbstverständnis sei vor al-
lem von drei Grundkonstanten ge-
prägt gewesen: erstens der Auffas-
sung, dass die kapitalistische Produk-
tionsweise sich nach der Überakku-
mulationskrise, die zur Menschheits-
katastrophe des Ersten Weltkrieges 
geführt hatte, nicht würde regenerie-
ren können, sondern sich vielmehr in 
einem finalen Krisenstadium befin-
de; zweitens der Auffassung, dass die 
Oktoberrevolution in Russland nur 
als der Auftakt der Weltrevolution zu 
begreifen sei; und, drittens, der auch 
von bürgerlichen Ökonomen wie 
Schumpeter geteilten Überzeugung, 
dass sich die sozialistische Planwirt-
schaft als der kapitalistischen Produk-
tionsweise überlegen erweisen wür-

de. Diese Betonung des subjektiven 
Faktors eines kommunistischen Mi-
lieus ermöglicht eine genauere Be-
antwortung der Frage, welche realen 
Entwicklungsmöglichkeiten sich ei-
ner kommunistischen Bewegung in 
Deutschland angesichts der nationa-
len wie internationalen Lage boten. 

Dabei tauchen Fragen auf, wie z.B. 
die, welche Rolle die Erfahrung der 
Ausgrenzung in der „überwiegend 
konservativ geprägten Weimarer Re-
publik“ (Kinner 1999, S. 13) unter 
den Bedingungen der als „Bruder-
kampf begriffenen Auseinanderset-
zung mit der Sozialdemokratie“ bei 
der Verhärtung und (Selbst-)Isolie-
rung der KPD spielte? Waren alter-
native Entwicklungspfade zu dem 
ultralinken Revolutionarismus der 
„linken Fraktion“ um Ruth Fischer, 
Arcadi Maslow und Ernst Thälmann 
denkbar, die die Realitätsferne der 
KPD und ihre Selbstisolierung hätten 
verhindern können, und wenn ja, 
welche? Existierte eine realistische 
Alternative, die hätte verhindern mö-
gen, dass die selbstgesteckten Ziele 
der KPD, nämlich die Etablierung 
einer Hegemonie über die deutsche 
Arbeiterklasse, die langfristige Wah-
rung der eigenen Machtposition und 
schließlich die Bewahrung des deut-
schen Proletariats vor „jener sozialen 
Zerreibung, wirtschaftlichen Verelen-
dung und physischen Dezimierung 
[...], die der Sieg des Nationalsozia-
lismus und die sich daran anschlie-
ßende Katastrophenpolitik, die im 
weltpolitischen Debakel enden sollte“ 
(Flechtheim 1986, S.269f), mit sich 
brachte, letztendlich verfehlt wurden? 

Eindeutig sei jedenfalls, so das Auto-
renkollektiv, dass die „KPD der Jah-
re 1927 bis 1929 [...] vor einer Ent-
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scheidungssituation (stand), die die 
Wahl zwischen zwei alternativen Ent-
wicklungswegen dringlich einforder-
te: dem Weg genuiner proletarischer 
Emanzipation eines demokratischen 
Sozialismus in der Folge Rosa Lu-
xemburgs oder dem Weg der Verab-
solutierung der durch Stalin auf den 
Umsturz verkürzten Russischen Re-
volution. [...] In dieser Zeit stellte sich 
für die kommunistischen Parteien und 
ihre Weltorganisation immer dringli-
cher die Frage nach dem Selbstver-
ständnis und der Identität kommunis-
tischer Politik in einer nichtrevolutio-
nären Zeit.“ (7ff) Welche Rolle spielte 
aber tatsächlich das Geheimabkommen 
von KPdSU(B) und KPD vom 29. 
Februar 1928 bei der Durchsetzung des 
abstrakten Revolutionarismus über die 
Thälmann/Neumann/Remmele-Frak-
tion, die mit der Sozialfaschismusthese 
und der Erklärung der linken Sozial-
demokratie zum Hauptfeind auch die 
Möglichkeit einer „Einheitsfrontpoli-
tik (...), die wenigstens den National-
sozialismus verhindert haben könnte“ 
(Flechtheim, a.a.O., Hamburg1986, S. 
271), zunichte machte? 

Reuter, Hedeler, Helas und Kinner 
haben zum genaueren Verständnis 
nun diesen umfangreichen Dokumen-
tationsband mit vielfach unveröffent-
lichten Briefen der Hauptakteure der 
damaligen Zeit vorgelegt, der akri-
bisch genau nachzeichnet, welche 
Strömungen innerhalb der KPD exis-
tierten und welche innen- und außen-
politischen Entwicklungen die tragi-
sche und „irreversible Entwicklung“ 
der KPD zwischen 1927 und 1929 
beeinflussten. Die Innenansicht einer 
kommunistischen Partei in Deutsch-
land fasziniert und lässt unter ande-
rem auch begreiflich werden, wie Ge-

schichte nicht nur von großen gesell-
schaftlichen Entwicklungstendenzen 
abhängt, sondern eben auch von in-
dividuellen Menschen mit ihrer sub-
jektiven Weit- und Kurzsichtigkeit. 
Tatsächlich fiebert (nicht nur) der 
„zurückblickende Historiker (...) beim 
Studium der Dokumente noch nach 
75 Jahren mit, sieht die realen Chan-
cen für einen alternativen Weg, voll-
zieht ihr Scheitern nach, begreift nach 
dem Untergang des Staatssozialismus 
sowjetischen Typs die Tragik dieses 
Scheiterns tiefer.“ (7) 

Wie tragisch diese historisch fehler-
hafte Politik sich ausgewirkt hat, 
lässt sich vermutlich nur abschätzen, 
wenn nach dem Ablauf einer histori-
schen Epoche die Eule der Minerva 
ihren Flug beginnt und deutlich wird, 
wie politisches Denken aus einem 
gesellschaftlich-historisch begrenzten 
Blickwinkel heraus sich entfaltet. So 
kritisiert z.B. Ossip K. Flechtheim in 
der Schlussbetrachtung seiner Analy-
se der Weimarer KPD den Optimis-
mus einer damals offensichtlich ver-
breiteten Sichtweise, der zufolge die 
Niederlage des Nationalsozialismus 
die Wiedergeburt der KPD gemäß der 
Liebknechtschen Prophezeiung „Wir 
sind da und wir bleiben da! Und der 
Sieg wird unser sein!“ zeitigen werde. 

Tatsächlich muss es aus der Perspekti-
ve der Nachgeborenen unverständlich 
bleiben, dass unmittelbar nach Kriegs-
ende nicht augenscheinlich gewesen 
sein soll, was, aus der historischen Dis-
tanz betrachtet, so offen auf der Hand 
liegt: der Grad nämlich, bis zu dem es 
dem Nationalsozialismus gelang, die 
ehedem subjektiv verhältnismäßig 
homogene Arbeiterbewegung (mit 
kommunistischem und sozialdemokra-
tischem Milieu) in Arbeitsfront und 
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Totalkrieg so zu absorbieren, dass die 
Arbeiterbewegung nach dem Ende des 
fordistischen Klassenkompromisses 
und einigen Dekaden der kulturindus-
triellen individuellen Isolierung in i-
dentity groups im Postfordismus zwar 
immer deutlicher als Klasse an sich, 
aber so gut wie nicht mehr als Klasse 
für sich in Erscheinung tritt.  

So stellen das Buch und die dazuge-
hörende Dokumentensammlung auf 
CD-Rom des Autorenkollektivs einen 
wichtigen Beitrag zur Aufarbeitung ei-
ner historisch richtungsweisenden und 
irreversiblen Politik einer Fraktion der 
revolutionären Kräfte in Deutschland 
dar, deren Analyse die „grundfalsche 
Orientierung“ (149) zwar nicht unge-
schehen machen kann, aber nichts-
destotrotz neben ihrem analytischen 
Wert sogar noch Aufschlüsse über 
das Verhältnis von revolutionärer Un-
geduld und richtiger oder falscher 
Bündnispolitik in Stellungs- und Be-
wegungskrieg zu geben vermag. 

Ingar Solty 

 

EU-Verfassung: Gelenkte 
Demokratie 
Andreas Wehr, Europa ohne Demo-
kratie? Die Europäische Verfassungs-
debatte – Bilanz, Kritik und Alterna-
tiven, Verlag Papyrossa, Köln 2004, 
154 Seiten, EUR 12,90 

Bücher von linken Autoren mit wis-
senschaftlichem Anspruch zur Politik 
auf Ebene der Europäischen Union 
sind selten, Bücher zu den europäi-
schen Verträgen und zum vorliegen-
den Verfassungsentwurf des Kon-
vents noch seltener - gute Bücher al-
lemal. Andreas Wehr, wissenschaft-
licher Mitarbeiter der Linksfraktion 

im europäischen Verfassungskon-
vent, kann sich glücklich schätzen 
solch ein Buch verfasst zu haben.1 
Als eingelöst betrachtet werden kann 
der ambitionierte Anspruch, einen 
Beitrag geleistet zu haben, damit 
„die Union von den Benachteiligten 
als neuer Kampfplatz begriffen wird“ 
(152). Wehr gelingt es, die Europäi-
sche Union nicht als ein Projekt zu 
betrachten, zu dem man sich entwe-
der bekennt oder das man abstrakt 
ablehnt. Statt dessen arbeitet er äu-
ßerst sorgfältig konkrete Kritikpunk-
te am Verfassungsprozess der Euro-
päischen Union heraus. In der Tat 
werden hier „nicht nur Hintergrund-
informationen, sondern auch Argu-
mente geliefert…, die eine Auseinan-
dersetzung mit dem Vertragsentwurf 
ermöglichen“ (10). Ziel der Analyse 
ist es denn auch nicht, „eine dogmati-
sche rechtliche Analyse des Ver-
tragswerks zu geben, sondern viel-
mehr die Debatten und Ergebnisse des 
Konvents in den politischen Kontext 
der Diskussionen über die europäi-
sche Integration zu stellen.“ (11) Im 
Zentrum des Buches steht „die Frage, 
ob das allgemein beklagte Demokra-
tiedefizit der Europäischen Union mit 
der Annahme des Verfassungsent-
wurfs tatsächlich vermindert oder gar 
beseitigt wurde“ (10). Dabei kon-
zentriert sich der Autor im Wesentli-
chen auf drei Punkte: Den Entste-
hungsprozess des Verfassungsvertra-
ges (12ff.), die in ihm vorgeschlagene 
neue institutionelle Architektur der 
EU (39ff.) und die neuen Politikin-
halte auf den Feldern der Außen- und 

                                                           
1

 Vorabdruck in Z 55, September 2003, S. 
154 ff.: Das Europäische Parlament – nur 
ein Papiertiger? 
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Sicherheitspolitik (82ff.), der Innen- 
und Justizpolitik (100ff.) sowie der 
Wirtschafts-, Sozial und Beschäfti-
gungspolitik (116ff.). 

Schon die Analyse des Entstehungs-
prozesses des Verfassungsvertrages 
lässt keinen anderen Schluss zu, als 
dass hier von einer gelenkten Demo-
kratie gesprochen werden muss. Zu 
deutlich tritt eine Organisation von 
Demokratiedefiziten hervor. An pu-
ren Zufall kann da nicht geglaubt 
werden. Angefangen bei der Zu-
sammensetzung des Konvents: Seine 
Mitglieder, insgesamt 105 an der 
Zahl, waren zu 83 Prozent Männer, 
im 12-köpfigen Präsidium saß nur 
eine einzige Frau (23). Auch bei den 
politischen Farben verfügte der Kon-
vent über eine eigentümliche Homo-
genität: Es „wurden fast nur Mitglie-
der aus den beiden großen politi-
schen Lagern, den Konservativen 
und Sozialdemokraten, ausgewählt.“ 
(23). So kam es, dass anders als in 
den Nationalstaaten diejenigen im 
Konvent so gut wie unter sich waren, 
„die den Weg der europäischen In-
tegration seit Maastricht für alterna-
tivlos und daher für nicht revisions-
bedürftig halten“ (23). 

Bei der Rolle des Präsidiums im Kon-
vent wie mit Blick auf seine Ar-
beitsweise selbst kann man sich zu-
dem des Eindrucks der gezielten Len-
kungswirkung nicht entziehen. Wehr 
stellt zurecht fest, dass „das Präsidi-
um… die eigentliche Entscheidungs-
instanz des Konvents“ war (25). Die 
immer wieder beschworene Beteili-
gung der „Zivilgesellschaft“ gestaltete 
sich lediglich als „Anhörung von 
Verbänden und Lobbygruppen“ (27). 
Und zu guter letzt war auch der so 
genannte Konvent der Jugend Euro-

pas „fast ausschließlich eine Ver-
sammlung von Interessensvertretern“ 
(25). Aufgrund der präzisen Zeitein-
teilung, die vom Vorsitzenden des 
Konvents, Valéry Giscard d’Estaing, 
vorgegeben wurde, standen für Dis-
kussionen am Text nur vier Monate 
zur Verfügung. Wehr verweist auf die 
doch überraschende Tatsache, dass 
„der allein 342 Artikel umfassende 
dritte Teil des Verfassungsvertrages 
mit den konkreten Politikinhalten … 
– bis auf die Teile zur Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik sowie zur 
Innen- und Rechtspolitik – faktisch 
überhaupt nicht mehr beraten werden“ 
konnte (29). 

Auch in der künftigen institutionellen 
Architektur der EU entsprechend dem 
vorliegenden Konventsvorschlag, sieht 
Wehr die Fortschreibung eines gravie-
renden Demokratiedefizits. So werden 
dem Europaparlament auch im Ver-
fassungsentwurf nicht die vollen Rech-
te eines Parlamentes zugebilligt. In 
dieses Bild passt ebenfalls die Kon-
struktion der künftigen Wahl des 
Kommissionspräsidenten. Dieser soll 
zwar vom Europaparlament gewählt 
werden, jedoch nur auf Vorschlag des 
Europäischen Rates. Lehnt das Euro-
päische Parlament den Kandidaten ab, 
hat der Europäische Rat die Möglich-
keit, innerhalb eines Monats einen 
neuen Kandidaten vorzuschlagen. 

Tiefe Einblicke lässt Wehrs Buch in 
die Bereiche der im Konvent verhan-
delten neuen Politikinhalte zu. Hier 
analysiert er präzise, inwieweit dieser 
Verfassungsentwurf die Militarisie-
rung der EU vorantreibt, die Grund-
rechte bei der Neukonzipierung der 
Innen- und Justizpolitik auf der Stre-
cke bleiben und die neoliberale Ver-
fasstheit der EU fortgeschrieben wird. 
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Es wird deutlich, dass die subalternen 
Klassen es künftig mit einem Verfas-
sungsvertrag zu tun bekommen wer-
den, der allein schon vom Begriff ei-
ne höhere Legitimität als die beste-
henden europäischen Verträge für 
sich beansprucht. Umso mehr ver-
wundert es, dass, wie der PDS-Euro-
paabgeordnete Hans Modrow in sei-
nem Vorwort schreibt, es die PDS, 
„und hier namentlich ihre Führung, 
im Unterschied zu fast allen anderen 
linken Parteien in Europa an einer 
grundlegenden kritischen Distanz 
zum Entwurf fehlen ließ.“ (8) Eine 
Haltung, die erst nach langem Hin 
und Her korrigiert werden konnte. 
Bleibt die Frage, ob Wehrs Hoffnung 
auf eine Parlamentarisierung der EU 
als einen Schritt, um den Benachtei-
ligten eine Stimme zu geben, sich 
nicht als trügerisch erweisen könnte. 
Und dies gerade vor dem Hinter-
grund, dass aus den Reihen der Eu-
ropaabgeordneten bisher noch keine 
Kampagne gegen diesen Verfas-
sungsvertrag mit angeschoben wor-
den ist. 

Paul Göbel 

 

Mexiko – Der Tod des Dino-
sauriers? 
Dieter Boris/Albert Sterr, FOXtrott 
in Mexiko. Demokratisierung oder 
Neopopulismus? Neuer ISP-Verlag, 
Köln 2002, 270 S., 18 Euro 

Mexiko kann in vieler Hinsicht als 
Trendsetter für verschiedene Ent-
wicklungen angesehen werden, die 
sich in den 90er Jahren auf dem ge-
samten lateinamerikanischen Sub-
kontinent äußerten. Nicht nur, dass 
Mexiko 1994 gemeinsam mit den 

ökonomischen und politischen Rie-
sen USA und Kanada in die NAFTA 
(North American Free Trade Area), 
einem bis zu diesem Zeitpunkt ein-
maligen regionalen Freihandelsre-
gime, eingebunden wurde. Nein, 
auch die durch die neoliberale Politik 
verursachte Finanz- und Währungs-
krise 1994/95 machte in diversen 
Schwellenländern Schule und wurde 
so zu einem traurigen Vorbild. Al-
lerdings konnte Mexiko ebenfalls mit 
einem Akt von rebellischem Aufbe-
gehren aufwarten, der keinesfalls 
bloß die südamerikanische Linke be-
eindruckte: Der Aufstand der Zapa-
tisten im Bundesstaat Chiapas am 1. 
Januar 1994 mutete zu diesem Zeit-
punkt zwar wie ein einsamer Schrei 
in der Wüste an, kann aber heute mit 
dem sicheren zeitlichen Abstand von 
einer Dekade als eine wichtige Pro-
testbewegung gewertet werden, die 
maßgeblich zur derzeitigen Hegemo-
niekrise des Neoliberalismus in Ibe-
roamerika beigetragen hat.1 

Grund genug, um der neueren Ent-
wicklung des Landes ein Buch zu 
widmen. Dieter Boris und Albert 
Sterr haben mit ihrer Publikation 
„Foxtrott in Mexiko. Demokratisie-
rung oder Neopopulismus?“ einen 
äußerst lesenswerten Band vorgelegt, 
der durch eine innovative Schwer-
punktsetzung oftmals ungesehene 
Zusammenhänge der mexikanischen 
Transformation ans Tageslicht be-
fördert. Die Stärke des Buches be-
steht somit gerade darin, die anfangs 
aufgeführten Momente nicht isoliert 
zu betrachten, sondern in eine Ana-
lyse der sozialen, politischen und 
                                                           
1

 Vgl. auch Tjaden-Steinhauer/Tjaden in Z 
55, S. 133 ff. und Z 56, S. 149ff 



Buchbesprechungen 217 

ökonomischen Umwandlung der 
neunziger Jahre einzubetten. Die 
Hauptaufmerksamkeit schenken die 
Autoren dabei der Erosion der Herr-
schaft der Staatspartei PRI (Partido 
Revolucionario Institucional/Partei 
der Institutionellen Revolution), der 
politischen Durchsetzung der trans-
nationalen Inwertsetzung des Landes 
nach dem Scheitern des binnen-
marktzentrierten Entwicklungsmo-
dells und der Politik der am 2. Juli 
2000 gewählten Regierung Fox. 

Das Buch gliedert sich in drei Haupt-
teile. Im ersten Teil beschreiben die 
Autoren den Niedergang des PRI-
Systems. Der Zusammenbruch des 
„inklusiven Korporatismus“ (25) wird 
anhand der Übergangsperiode unter 
Präsident Zedillo beschrieben. Boris 
und Sterr stellen eine Zunahme meh-
rerer ökonomischer Strukturverzer-
rungen dar, in deren Kielwasser die 
Regierung Zedillo weiterhin das na-
hezu unerreichbare Ziel, „den Legi-
timationsverfall des herrschenden 
Regimes und ihrer tragenden Partei 
aufzuhalten“ (73), verfolgte. Die sehr 
genaue Untersuchung verschiedener 
Politikfelder wie beispielsweise der 
Sozialpolitik, der Entwicklung der 
Arbeitsbeziehungen und der Krimi-
nalität wird in den Kontext der 
Kämpfe der sozialen Bewegungen 
und der Herausbildung eines Drei-
parteiensystems eingebettet. Die ers-
ten beiden Teilabschnitte des Kapi-
tels bieten infolgedessen einen Über-
blick über die gesamtgesellschaftli-
che Entwicklung des Schwellenlan-
des, die das Vordringen neoliberaler 
und technokratischer Politikkonzep-
te in die PRI-Politik verdeutlicht 
und die gekoppelt mit Elementen 
des traditionell korporatistisch-klien-

telistischen Vorgehens der PRI-„Dino-
saurier“ (77) die Vormacht der PRI 
weiter schwächt. Zum Abschluss des 
Kapitels analysieren die Autoren den 
epochalen Wahlsieg von Vincente 
Fox. Der Kandidat der konservativen 
PAN (Partido de Acción Nacio-
nal/Nationale Aktionspartei) profi-
tierte von dem Wunsch der Bevölke-
rung nach einem politischen Wechsel 
und konnte sogar ohne Hilfe der mit-
te-links-gerichteten PRD (Partido de 
la Revolución Democrática/Partei 
der Demokratischen Revolution) mit 
42,5 Prozent der Stimmen als Sieger 
aus dem Urnengang hervorgehen. 
Der informative Abschnitt über die 
Wahl zeichnet sich durch eine ge-
naue Analyse der Ergebnisse aus und 
ist darüber hinaus mit einem über-
sichtlichen Datenanhang versehen.  

Im zweiten Teil ziehen die Autoren 
eine Bilanz der neuen Administrati-
on. Die Kritik der Lateinamerika-
Kenner an der Regierung Fox in dem 
bezeichnenderweise mit „Wandel oh-
ne Wechsel“ überschriebenen Kapi-
tel ist vernichtend: „Nullwachstum 
der Wirtschaft, Abbruch der Gesprä-
che mit den Zapatisten, ein von den 
Betroffenen abgelehntes Indianer-
Autonomiegesetz, eine kümmerliche 
Steuerreform, mehrere hunderttau-
send verlorene Arbeitsplätze, die 
Ermordung der Menschenrechtlerin 
Digna Ochoa, sowie fehlende Maß-
nahmen, um Korruption und Macht-
missbrauch der vergangenen PRI-Ad-
ministrationen aufzudecken, sind al-
les andere als Ruhmesblätter für eine 
Regierung, die sich den Wechsel auf 
die Fahnen geschrieben hatte.“ (113) 
Die Autoren zeigen am Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik exem-
plarisch die Diskrepanz zwischen den 
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Versprechen und den Ergebnissen der 
Fox-Regierung auf und unterfüttern 
damit ihre scharfe Kritik. 

Neben der Bewertung der Regierung 
Fox untersuchen Boris und Sterr 
überdies einige hochinteressante As-
pekte der Transformation wie die zu-
nehmende Migration, die Internatio-
nalisierung der mexikanischen Öko-
nomie und den Aufstand der Zapa-
tisten. Das vielleicht wertvollste Ka-
pitel des Buches ist in der Einord-
nung des zapatistischen Aufstands zu 
sehen (vgl. 147-182). Boris und Sterr 
verfallen hier weder in die innerhalb 
der Linken übliche euphorische Hul-
digung der EZLN (Ejército Zapatista 
de Liberación Nacional/Zapatistische 
Armee der nationalen Befreiung) 
noch begehen sie den Fehler, die Re-
bellion losgelöst von der mexikani-
schen Transformation zu betrachten. 
Die Autoren geben eine sehr diffe-
renzierte Analyse der Metamorpho-
sen der EZLN und widmen ihre 
Aufmerksamkeit darüber hinaus den 
in Europa nahezu unbekannten sozia-
listischen Guerillabewegungen Me-
xikos, die in der zweiten Hälfte des 
vergangenen Jahrzehnts entstanden. 

Ferner beinhaltet der zweite Teil des 
Buches eine Interpretation der Ver-
änderung der Landwirtschaft und der 
daraus resultierenden Wanderungs-
bewegungen in die urbanen Zentren 
des Landes und die USA. Abgerun-
det wird der Teil durch eine mit vie-
len Daten untermauerte Interpretati-
on der Konsequenzen des NAFTA-
Abkommens, deren direkte Folge in 
einer Entnationalisierung der Ökono-
mie und der Herausbildung eines Gür-
tels von arbeitsintensiven Zuliefer-
firmen (maquiladora-Gürtel) besteht. 

Der inspirierende dritte Teil des Bu-
ches widmet sich der Fragestellung, 
inwieweit die Regierung Fox eine tat-
sächliche Initialzündung für eine De-
mokratisierung des Parteiensystems 
oder eine Hinwendung zu populisti-
schen und neopopulistischen Politik-
strategien darstellt. Die Autoren schaf-
fen es zum einen, die mexikanische 
Entwicklung im regionalen latein-
amerikanischen Kontext zu verorten 
und bieten zum anderen mit ihrer 
Untersuchung des klassischen Popu-
lismus und des Neopopulismus der 
Neunziger einen interessanten theo-
retischen Interpretationsrahmen, um 
die mexikanische Entwicklung genauer 
zu analysieren. Boris und Sterr ver-
orten die Politik der Regierung Fox 
als eine Art Zwitterwesen zwischen 
den verschiedenen Strömungen und 
schlussfolgern, „dass der Dauerkon-
flikt zwischen konservativem Gesell-
schaftsentwurf, Neopopulismus und 
klassischem Populismus anhält, ohne 
dass eine Fraktion diesen zu ihren 
Gunsten entscheiden kann“ (240). 
Nach einigen abschließenden Seiten, 
in denen die Lateinamerikaexperten 
vier abschließende Optionen für die 
Weiterentwicklung Mexikos skizzie-
ren, kommen Sterr und Boris zu ei-
nem ernüchternden Schluss: „Wenn 
sich keine große Oppositionsbewe-
gung aus der Gesellschaft heraus ent-
faltet, [...] könnte die viel gefeierte 
,alternancia’ sich als schlichter Aus-
tausch von Regierungspersonal und 
–partei entpuppen.“ (249) 

Fazit: Ein äußerst gelungenes Buch, 
das neue Aspekte in die Forschung 
zu Mexiko einbringt und auch ohne 
Probleme als Nachschlagewerk für 
die Entwicklung des Landes in den 
Neunzigern empfohlen werden kann. 
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Als Kritik seien lediglich zwei Klei-
nigkeiten angeführt. Auch wenn Die-
ter Boris 1996 bereits ein ganzes 
Buch zur Transformation des mexi-
kanischen Modells veröffentlicht hat, 
hätte ein kurzes Kapitel zur Ge-
schichte des PRI-Systems den Lesern 
ohne größeres Vorwissen die Lektüre 
des Buches vereinfacht. Der zweite 
Makel ist jedoch ein zwangsläufiges 
Nebenprodukt seiner Stärken: Der 
Band wird zu einem Zeitpunkt publi-
ziert, wo das Interesse an Mexiko 
spürbar abgenommen hat und viele 
Freunde des lateinamerikanischen Sub-
kontinents ihre Augen eher auf Vene-
zuela, Argentinien oder Brasilien rich-
ten. Als Beitrag zu hitzigen Debatten 
wäre jedoch eine derart präzise und ge-
lassene Interpretation der Geschehnisse 
in Mexiko kaum möglich gewesen. 

Stefan Schmalz 


